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'bic 'J>zessc^zeiheii bcizóhi?
Eine Diskussion zwischen Journalisten

Pressefreiheit -  ein politisdier, kein moralisdier Begriff!

Pressefreiheit ist ein politisdier, 
kein  moralisdier Begriff. Er ist 

nu r insoweit ein moralisdierBegriff, 
w ie m an bereit und geneigt ist, 
d en  Begriff der Demokratie über
h au p t als moralisdien W ertbegrift 
anzuerkennen. Formen des politi
sd ien  Lebens soll man aber nadi 
M öglidikeit n id it mit absoluten 
Prinzipien identifizieren¡ das be
kom m t in der Regel beiden, nidit 
gut: n id it der Politik und nidit der 
M oral.

Erkennt man aber die Pressefrei
h eit in  erster Linie als politisdien 
Begriff an, dann muß m an audi 
ih re  Abhängigkeit von den Ge
setzen  der Politik erkennen und 
anerkennen. D. h. dann muß man 
erkennen und anerkennen, daß es 
den absoluten Begriff der Presse
fre iheit gar n id it gibt. Genau so 
w enig  wie der Begriff Politik für 
s id i allein existiert, losgelöst von 
den  herandrängenden subalternen 
Interessen, die sidi des übergeord
n e ten  Begriffs zu bem äditigen 
sudien, genau so w enig gewinnt 
d e r  Begriff Pressefreiheit wirk- 
lid ies Leben in jenem luftleeren 
Raum, den die gesetzlidien Bestim
m ungen um ihn gesdiaffen haben. 
Er ist täglidi den Attadsen des 
Lebens ausgesetzt, muß täglidi neu 
erobert und gesidiert, in seinem 
W esen neu erkannt und in  seinen 
Forderungen neu erprobt werden, 
muß täglidi im W iderstreit der 
Interessen und der W eltansdiau- 
ungen  seinen Platz und seine Gel
tung  sidi von neuem sdiaffen.

Das war immer so und wird 
im m er so sein, gleidigültig, w eldie 
politisdie Sonne das Leben wärmt 
oder versengt. Trotzdem gibt es 
W andlungen und Nuancierungen.

Diese W andlungen und Nuancie
rungen sind nidit in der Frage der 
prinzipiellen Anerkennung der 
Pressefreiheit zu finden. H ier sind 
die Prinzipien, soweit sie  ihre ge- 
setzlidie Formung gefunden haben, 
sogar verblüffend ähnlidi, ja  gleich 
geblieben. Die politisdie und die 
soziologische Wandlung, die seit 
dem Erlaß des ersten Pressegesetzes 
von 1874 in  Staat und Volk einge
treten  ist, hat in der gesetzlidien 
Behandlung der Frage der Presse
freiheit einen erstaunlich geringen 
Ausdruck gefunden. Aber wohl 
haben diese W andlungen eine 
innere Umwandlung des Begriffs, 
eine Aushöhlung seiner rechtlichen 
Formen und seiner öffentlidien Gel
tung mit sidi gebradit.

Der stärkste Einbrudi und die 
stärkste Gefährdung des Begriffs 
der Pressefreiheit sind h ier auf dem 
wirtsdiaftlidien Sektor eingetreten. 
Frei kann — gleichgültig, welche ge
setzlichen Sidierungen ihm diese 
Freiheit garantieren — in Wirklich
keit nur der sein, der in Freiheit 
leben kaim. Und das ist heute bei 
einem Großteil der deutsdien Zei
tungen schon strittig geworden. Die 
Zeiten sind vorbei, da „Zeitungs
m adien ein gutes Geschäft" w ar 
und mir ein Verleger, sich sorgen
voll am Kopfe kraulend, gestand, 
daß es ein schlechtes Geschäftsjahr 
gewesen sei, weil er nur eine Mil
lion verdient habe. Das M ißver
hältnis in der Steigerung der Ge
stehungskosten und in der Steige
rung der Abonnements- und In
seratenpreise hat für viele Zeitun
gen die Rentabilitätsbasis zerstört. 
In sehr vielen Fällen, audi bei 
großen Zeitungen, ist die Lage so, 
daß die Zeitungen innerbetriebliche

Zusdiußunternehmungen geworden 
sind, die von anderen Verlagsob
jek ten  m itgetragen werden. In fast 
allen Fällen, von ganz wenigen 
Ausnahmen abgesehen, sind die 
Zeitungen sehr strengen Kalkula
tionsnotwendigkeiten unterworfen, 
die den Kunden der Zeitung, d. h. 
den Leser und den Inserenten, 
heute zu einem weit w iditigeren 
Faktor machen als früher. W eit 
mehr als in den Zeiten, da die 
Zeitungen aus dem Vollen w irt
schaften konnten, sind sie heute ge
zwungen, dem  Kunden „aufs Maul 
zu schauen". Der Kunde weiß das, 
oder er spürt es aus dem gestei
gerten Rivalitätskampf der Zeitun
gen heraus: und er nützt die Si
tuation aus. Er nützt sie aus, ohne 
den bösen Willen, ja  ohne das Be
wußtsein, hier gegen ein Postulat 
zu verstoßen, das n id it nur mora- 
lisdi im Grundsatz sicherlidi audi 
von ihm anerkannt, sondern auch 
gesetzlich vor der Öffentlichkeit ge
sid iert ist. Der abstrakte Begriff 
der „Pressefreiheit" liegt ihm zu 
weit, als daß e r  in der V ertretung 
seiner w irklidien oder verm eint
lichen konkreten Interessen sidi 
daran stoßen könnte. Er läßt sein 
Verhältnis zur Zeitung eben n id it 
von politisdien oder gar morali
schen, sondern nur von geschäft
lichen Interessen bestimmen: in 
dieser Ordnung der Dinge fühlt er 
sich zunehmend in der überm adit.

So kommt es, daß sich die Fälle in 
letzter Zeit so bedenklich häufen, 
in denen auf dem Umweg über In- 
seratenvergebung Einfluß auf die 
redaktionelle H altung der Presse zu 
nehm en versudit wird, und zwar 
sowohl auf die Haltung der Zeitun
gen in  großen grundsätzlidien Fra
gen, w ie die freilich unendlich zahl-

A lle in  der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik  und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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reidieren Fälle, in denen versucht 
wird, die kostenpflichtige Inseraten
werbung durdi eine wirksamere 
zusätzliche redaktionelle W erbung 
zu ergänzen. Jede Redaktion kennt 
diesen zermürbenden Kampf, und 
m andie hat sich dam it abgefunden, 
diesen Kampf auf verlorenem  Posten 
zu kämpfen.

Es w äre aber falsch, in diesen 
Attacken eines robusten Geschäfts
egoismus die eigentliche Gefahr für 
die Pressefreiheit zu sehen. Sie 
liegt nicht einmal in  der Organi
sierung der verschiedenen Interes
sentengruppen unseres gesellschaft
lichen und weltanschaulichen Le
bens, die sehr rasch erkannt haben, 
welche M öglidikeiten ihnen hier 
der gesdilossene Einsatz ihrer 
Gruppen zur Durchsetzung bestimm
ter gruppenegoistischer Ziele gibt. 
Die Briefe, deren ominöser Schluß
satz lautet: „Wenn Sie glauben, 
unseren Wünschen nicht entspre
chen zu können, sehen wir uns ge
zwungen, unsere Mitglieder zur 
Abbestellung Ihrer Zeitung zu ver
anlassen", kennt jeder Redakteur, 
die Angstkomplexe des Verlages, 
die dahinter auftauchen, manchmal 
auch.

Die H auptgefahr droht von der 
Seite, von der sie am wenigsten 
kommen dürfte: von den Institu
tionen der Demokratie, den staat
lichen und gemeindlichen Behörden. 
Es bedeutet einen w eitaus gefähr
licheren Einbruch in das Prinzip der 
Pressefreiheit als alle materiellen 
Beeinflussungsversuche, wenn von 
staatlichen und von städtischen In
stitutionen die Informationspflicht, 
der man untersteht, nach dem Maße 
ausgelegt und erfüllt wird, in dem 
die Zeitungen sich den Intentionen 
oder auch dem persönlichen Ehr
geiz der betreffenden Behörden und 
ihrer Leiter zugänglich zeigen. 
Wenn, wie es vorgekommen ist, eine 
städtische Behörde einer V erlags
druckerei Aufträge entzieht, weil 
ihr die Kritik der in diesem V er
lag erscheinenden Zeitung an den 
Leistungen der städtischen Bühne 
nicht gefällt, dann ist hier das Prin
zip der Pressefreiheit bis in die 
letzte Konsequenz verleugnet. Nicht 
immer geht man freilich so offene 
Wege. Und das grundsätzliche 
Übel liegt hier wohl auch tiefer: 
es ist der mangelnde Sinn für die 
W ürde der Presse und ihrer Auf-

gabe, der bei m andien und nicht 
immer nur untergeordneten Insti
tutionen der öffentlichen Verwal
tung zu erkennen-ist. Das spürt die 
Öffentlichkeit.

W as gegen diese Ersdieinungen 
und Entwicklungen zu tun ist? Auf 
dem W ege der Gesetzgebung läßt 
sid i nidit allzu viel machen — ob
wohl auch hier zu wünschen ist, 
daß eklatante Verstöße gegen das 
Prinzip und das Redit der Presse
freiheit so geahndet werden, daß 
davon w irklidi eine abschredtende 
und nicht ermunternde W irkung 
ausgeht. Aber im wesentlidien 
kann das Übel nur durch eine 
Selbstreinigung und eine Selbst
erziehung bekämpft werden. Den 
Interessenten, die glauben, ihren 
politischen Meinungs- oder w irt
schaftlichen Konkurrenzkampf heute 
auf Kosten der Pressefreiheit aus
tragen zu können, muß von ihren 
verantwortlichen Organisationen 
selbst klar gemacht werden, daß

Zwang auf die Presse
Sow eit die Presse sidi durch wirt- 
sdiaftliche Druckmittel beeinflussen 
läßt, hat sie selbst Sdiuld. Es gibt 
leider einzelne Unternehmer und 
aud i vereinzelte, schlecht beratene 
Geschäftsführer und Syndici w irt
schaftlicher Organisationen, die 
glauben, auf die redaktionelle Ge
staltung der Zeitungen Einfluß neh
men zu können,weil sie größere An
zeigenaufträge zu vergeben haben 
oder bei der Vergebung der Auf
träge mitwirken. Es soll auch V er
leger geben, die sich bereit finden, 
solchen Einflüssen nadizugeben; 
wie es bedauerlicherweise auch 
einzelne Journalisten geben mag, 
die auf Anweisung ihrer Verleger 
den redaktionellen Inhalt der Blät
ter nach den W ünsdien der Auf
traggeber für Anzeigen ausrichten.

Alle Beteiligten haben für ihr 
V erhalten Entschuldigungsgründe. 
M andie der A nzeigenvergeber sind, 
dank eines unerschütterlidienSelbst- 
bewußtseins, der Auffassung, daß 
die von ihnen vertretene wirt- 
sdiaftspolitisdie Auffassung die 
allein richtige sei und deshalb auch 
von der Zeitung, mit der sie Zu
sammenarbeiten wollen, unbedingt 
vertreten werden müssen, oder sie 
halten ihr eigenes Unternehmen 
für so überragend, daß es auch im

sie hier gegen ihre eigenen Inter
essen handeln: denn in W irklidi
keit wird damit nur dem Kampf 
aller gegen alle die Tür geöffnet. 
Staat und Gemeindeverwaltungen 
haben in Disziplin und Selbstzudit 
weit stärker als bisher mit gutem 
Beispiel voranzugehen. Und sdiließ- 
lid i w ird vor allem  die Presse 
selbst die Schutzwälle um die 
Pressefreiheit, d. h. um die geistige 
Grundlage ihrer Existenz viel höher 
ziehen müssen: das Solidaritäts
bekenntnis zu dieser Grundlage 
muß viel stärker und eindeutiger 
werden. Man muß sidi k lar sein, 
daß, wenn man selbst die Sdileu- 
sen aufzieht, die zerstörenden W as
ser eindringen. Alle aber müssen 
w ieder mehr Sinn dafür bekommen, 
was die Pressefreiheit wirklich be
deutet: das Lebenselixier der De
mokratie, das mit Disziplin, Ver
antwortung und W ürde gehütet 
werden muß, w enn nidit die Demo
kratie selbst sterben soll. (A. W.)

wirkt sidi nachteilig aus!
redaktionellen Teil der Zeitung 
entsprechend herausgestellt werden 
müsse. Oder sie fühlen sich da
durch entsdiuldigt, daß andere 
Unternehmen und Organisationen 
gleichfalls auf die Presse einwirken 
wollen.

V erleger machen bei der Nach
giebigkeit gegenüber Interessenten 
geltend, daß sie durdi wirtschaft
liche Notwendigkeiten hierzu ge
zwungen seien. Die Abonnements
preise für Zeitungen sind nicht in 
dem gleidien Umfange gestiegen 
wie die Kosten der Zeitungsverlage. 
Das w irkt sich natürlidi nachteilig 
für das gesamte Pressewesen aus 
und trägt auch dazu bei, daß die 
Leser keine so leistungsfähigen 
Zeitungen erhalten können, wie 
es möglich wäre, wenn die ent
sprechenden Preise gezahlt w ür
den. Die V erleger sind gegenwärtig 
in höherem Grade als früher von 
dem Anzeigengeschäft abhängig. 
Das verleitet den einen oder an 
deren, den Wünschen der Interes
senten stärker entgegenzukommen, 
als es bei einer klaren Scheidung 
zwischen den redaktionellen und 
den rein gesdiäftlidien Aufgaben 
eines Zeitungsunternehmens zu
lässig ist. W irtsdiaftliche Notlage 
verleite t auch Journalisten mandi-
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m al zu Handlungen, die mit dem 
Ehr-enkodex ihres Berufes unver
einbar sind.

Es ist aber festzustellen, daß mit 
d er W iederherstellung norm aler 
Verhältnisse in der westdeutschen 
Wirtschaft und mit der wachsenden 
Gesundung des Pressewesens die 
Versuche zur Einflußnahme auf die 
Redaktionen durch wirtschaftliche 
Zwangsmittel erheblich nachlassen. 
Einsiditige Verleger haben sich 
stets jeder Einflußnahme auf ihre 
Redaktionen durch Interessenten 
widersetzt, wie aud i gute ' Redak
tionen jeden derartigen V ersudi 
abgewehrt haben. In der W irt
schaft wächst auch die Erkenntnis, 
daß es eine sehr ungeschickte 
Pressepolitik ist, mit Verlockungen 
oder Drohungen Einfluß nehmen 
zu wollen. Die Leser sind nicht so 
unerfahren, daß sie es nicht merken,

wenn der Inhalt einer Zeitung 
durdi Interessenten bestimmt ist. 
W enn sie fühlen, daß eine w irt
schaftspolitische Auffassung von der 
Redaktion nidit aus echter Über
zeugung vertreten  wird, dann wir
ken sidi soldie Artikel nidit für, 
sondern gegen diese Auffassung 
aus. Ebenso hat es für eine Firma 
oder W irtsdiaftsorganisation keine 
günstige W irkung, wenn sie über 
Gebühr im redaktionellen Teil her
ausgestellt wird, da die Leser dodi 
die versteckte, unechte Reklame 
spüren.

Je eingehender sich die W irt
schaft m it Pressefragen beschäftigt, 
desto mehr steigt die Einsicht, daß 
es falsch ist, mit Zwang auf die 
Presse einwirken zu wollen, und 
daß jeder, der es versucht, auf die 
Dauer nur nachteilige Folgen zu 
spüren bekommt. (P-n)

Der latente Drude ist am gefährlichsten!
E s ist eine Eigenart der sogenann
ten  landläufigen Binsenwahrheiten, 
daß sie nicht ganz w ahr sind. So 
steht es auch mit dem Schlagwort, 
daß die Presse eine Macht sei. Die 
Presse ist zwar ein machtpolitisches 
Instrument par excellence wie audi 
die übrigen „publizistischen Füh
rungsmittel", in die man sie vor 
noch nicht allzu langer Zeit einzu
reihen beliebte. W äre sie aber eine 
M adit schlechthin, so könnte sie 
sid i dem politisdien und wirt- 
sdiaftlidien Druck, der laufend 
auf sie ausgeübt wird, leichter 
widersetzen, und es gäbe kein Pro
blem der Pressefreiheit. Natürlich 
keine Regel ohne Ausnahme: Es 
können sich auch Pressekonzerne 
bilden, die tatsächlich eine Macht 
ausüben. Die Frage ist nur, ob der
artige Konzerne ihre M aditstel- 
lung der publizistischen Aufgabe 
der Presse verdanken oder ihrer 
Kapitalkraft, die sich der Presse 
als machtpolitisches Instrum ent be
dient und ihrerseits w ieder die

eigentlidie Aufgabe der Presse zu
gunsten ihrer wirtschaftlichen In
teressen inhibiert.

Es ist ziemlich einleuchtend, daß 
diejenigen, die wirtschaftliche oder 
politische Macht besitzen oder w irt
sdiaftliche oder politische Macht 
erstreben, versuchen, sich dieses 
machtpolitische Instrum ent gefügig 
zu machen. Und da die einzelnen 
Presseveröffentlichungen — wenig
stens in demokratischen Staaten — 
Erzeugnisse wirtschaftlicher Unter
nehmen sind, die auf eine betrieb
liche Erfolgsrechnung angewiesen 
sind, sind sie dem wirtschaftlichen 
oder politischen Druck um so mehr 
ausgesetzt, je  stärker ihre w irt
schaftliche Anfälligkeit ist. Die 
außerordentlich hohe Kapitalaus
stattung, die Presseunternehm un
gen in der m odernen W irtsdiaft 
benötigen, machen bei der oft recht 
labilen Rendite die Presse gegen
über einem auf sie ausgeübten 
Drude heute anfälliger als früher. 
Es hat keinen Sinn abzuleugnen,

daß die „Kunden" der Presse (näm
lich informationsgebende Institu
tionen und Behörden, Inseraten
geber und schließlich auch die Le
ser) immer wieder bestrebt sind, 
Jiit Hilfe ihrer wirtsdiaftlichen oder 
politischen Macht einen Einfluß auf 
die Pressegestaltung auszuüben. 
Der Drude, mit dem die Einfluß
nahme versucht wird, kann unmit
telbar, m ittelbar oder latent sein. 
Und ich darf es vorausnehmen, daß 
ich den latenten Drude für den ge
fährlichsten halte.

W ir sprechen davon, daß die 
Presse eine öffentlidie Aufgabe 
habe. Die öffentliche Aufgabe be
steht darin, daß durch eine „objek
tive" Nachrichtenübermittlung die 
Beurteilung von Geschehnissen und 
Vorgängen und damit die öffent
liche M einungsbildung ermöglicht 
wird. Das ist die eine Seite. Die 
andere Seite ist die, daß durch sub
jektive Ausdeutung und Kommen
tierung der Geschehnisse und Vor
gänge eine geistige Auseinander
setzung der Meinungen vorange
tragen wird. W ie ich durch die An
führungsstriche andeuten wollte, 
ist allerdings auch die objektive 
Information relativ. Und zwar 
durdiaus im besten Sinne. Die W er
tung und Sichtung des unüberseh
baren Nachrichtenmaterials ist Auf
gabe eines kleinen Kreises veran t
wortlicher Journalisten, die ihrer
seits w ieder eine eigene Konzep
tion und eigene Beurteilungsmaß
stäbe haben. Aber darin liegt keine 
Gefahr, da die Vielfältigkeit der 
Presseerzeugnisse in ihrer Gesamt
heit aus der Vielfalt der subjek
tiven M aßstäbe wiederum ein ob
jektives Bild entstehen läßt. Die 
Gefahr einer einseitigen Beeinflus
sung liegt auch nicht in der sub
jektiven Ausdeutung und Kommen
tierung der Geschehnisse und Vor
gänge, soweit sie als solche er
kenntlich sind, denn die Presse, die 
als M einungspresse tätig ist, ist ent
w eder durch parteipolitische oder
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weltanschauliche Bindungen ge- 
kennzeidinet, oder sie hat durch die 
Persönlichkeit ihrer verantw ort
lichen Leiter ein scharf profiliertes 
Gesiebt, das keine hinterhältigen 
Beeinflussungsabsichten zuläßt.

In der S truktur der Gegenwarts
presse liegt die Gefahr einer hin
terhältigen Beeinflussung der Leser 
darin, daß im Gewände einer ob
jektiven Berichterstattung unter 
wirtschaftlichem oder politischem 
Drude Informationen ausgelassen 
werden oder ungebührlich heraus
gestellt werden und daß Informa
tionen mit Kommentierung ver
mischt werden. H ier setzt der Druck 
ein, den wir als eine Gefährdung 
der Pressefreiheit bezeidinen kön
nen, und er erfaßt in der Breite der 
Leser gesehen einen recht erheb- 
lidien Anteil der Presseveröffent
lichungen.

Die Zumutungen, die an einen 
verantwortlichen Schriftleiter ge
stellt werden, sind recht mannig
faltig: sie reichen von dem W unsdi, 
parallel m it der Vergebung einer 
Anzeige einen Public Relations-Arti- 
kel des betreffenden Unternehmens 
im redaktionellen Teil zu veröffent
lichen, über die Zurückziehung von 
Anzeigenbei V eröffentlichungen un
liebsamer Meinungen und die Un
gnade städtischer oder staatlicher 
Stellen bei nicht genügender Beach

tung der Regionalinteressen, bis zum 
offenen Kampf wirtschaftlicher oder 
politischer Institutionen gegen ein 
bestimmtes Presseorgan, um es „ge
fügig" zu machen. Es w ird immer 
wieder geschehen, daß das eine 
oder andere Presseorgan, zumal 
wenn es wirtschaftlich gefährdet 
ist, diesem Druck unterliegt. Es hat 
aber immer gegeben und wird Gott 
sei Dank immer geben eine Gruppe 
verantwortlicher Journalisten, die 
diesen Kampf auf sich nehmen. Da
bei stehen ihnen keine großen le
galen Abwehrmittel zur Verfügung. 
Aus m einer eigenen Erfahrung weiß 
ich, daß eine Klage wegen Presse
nötigung außerordentlich schwer 
durchzuführen ist und die daraus 
zu erw artenden indirekten und 
nicht mehr faßbaren Nachteile grö
ßer sind als der moralische Erfolg, 
wenn w ider Erwarten ein obsiegen
des Urteil erreicht werden sollte.

Die dem Journalisten zur Verfü
gung stehende Abwehr, die sich so
wohl gegen den druckausübenden 
„Kunden" als auch gegen das druck
empfängliche V erlagsuntem ehm en 
richten muß, b ietet sich einmal in der 
Solidarität der Kollegen in der füh
renden Presse und zum anderen in 
der wachsenden Erkenntnis der 
wirtschaftlichen und politischen 
Machtträger, daß bei einer über
handnehmenden Beeinflußbarkeit

der Presse dieses maditpolitische 
Instrum ent abstumpft und diskre
ditiert wird.

W ie id i sagte, liegt die größte 
Gefahr im latenten Druck. Der 
latente Druck besteht darin, daß 
der verantwortliche Schriftleiter 
im Interesse der Lebensfähigkeit 
seines Organs immer wieder er
w ägen muß, inw ieweit e r  sowohl 
dem Leser als auch dem Anzeigen
kunden als auch den informations
gebenden Institutionen eine frei
mütige M einungsäußerung zumuteh 
kann, um ihr W ohlwollen zu er
halten. H ierin liegt die Gefahr 
einer ganz unfreiwilligen Unifor
m ierung der Presse. H ierbei handelt 
es sich nicht um Nachrichtenaus
w ahl oder Nachrichtenunterdrük- 
kung, sondern um die Möglichkeit 
offener Diskussion. Der Leser muß 
dazu erzogen werden, daß er nicht 
erw arten darf, beim Studium „sei
ner" Presse immer nur s e i n e  Mei
nung zu finden. Den behördlichen 
und wirtschaftlichen Machtträgern 
muß klar gemacht werden, daß ge
rade die freie Diskussion verschie
dener Auffassungen am besten ge
eignet ist, der guten Sache zum 
Siege zu verhelfen. Presse ist stets 
nur dann frei, wenn ich mich — 
als Leser, W irtschaftler oder Poli
tiker — auch manchmal über sie 
ärgere. (W. D.)

Lohnbewegung  —  Lebenshaltung  —  Sozialprodukt
Fortsetzung der piskussion aus dem Septemberheft

E in  S o z ia lp o litik e r  sch re ib t:

Vermeidung kostspieliger Streiks durch eine gemeinsame 
Studienkommission der Sozialpartner

Die Lohnkonflikte der letzten Mo- Paulsen, ausging, ist vom DGB
nate mit ihren zum Teil recht durchaus positiv aufgenommen wor-

i ie Lohnkonflikte der letzten Mo
nate mit ihren zum Teil recht 

kostspieligen Streiks haben die 
Frage entstehen lassen, wie sich 
solche m ateriellen Einbußen künf
tig  am besten verm eiden lassen. 
Der Vorschlag, eine gem einsame 
Studienkommission der Sozialpart
ner ins Leben zu rufen, die die 
Grundlagen der Lohnpolitik klä
ren soll, liegt daher sehr nahe, 
zumal die Gefahr besteht, daß 
sonst der S taat sich der Schlich
tungsfrage annehmen könnte. Die
ser Vorschlag, der vom Vorsitzen
den der Arbeitgeberverbände, Dr.

den. Es steht noch dahin, wie sich 
die einzelnen Industriegewerkschaf
ten dazu stellen werden.

Der Vorsitzende der IG Metall, 
Otto Brenner, hat sich auf dem 
Gewerkschaftstag in Hannover zu
nächst recht ablehnend geäußert. 
W enn er dabei das W iederaufleben 
einer „Arbeitsgemeinschaft" oder 
„Partnerschaft“ mit der Unterneh
merseite an  die Bedingung knüpfte, 
daß alle großen Forderungen der 
Gewerkschaften erfüllt würden, so 
hat er damit allerdings eine m erk

würdige Auffassung von  Partner
schaft an  den Tag gelegt. Schließ
lich heißt Partnerschaft nicht Dikta
tur des einen Partners. Berechtigter 
schien seine Skepsis gegenüber 
jener Studienkommission für Lohn
fragen zu sein, die er auf die Frage 
zuspitzte: „Soll diese Studienkom
mission unter Beteiligung der Ge
werkschaften auch Einblick bekom
men in die Geheimnisse der Ge
stehungskosten, der Gewinne und 
der Preise?“

In der Tat genügen für eine rich
tige Lohnfindung häufig die all
gemeinen Daten der Wirtschafts
statistik  nicht. Die Kenntnis von 
Rentabilitätslage, Kostenstruktur 
und Rationalisierungsspielraum in 
den in  Frage stehenden Wirtschafts
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